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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 17/16130, 17/17190 

Gesetz zur Änderung des Baukammerngesetzes 
und weiterer Rechtsvorschriften1 

§ 1  
Änderung des Baukammerngesetzes 

Das Baukammerngesetz (BauKaG) vom 9. Mai 
2007 (GVBl. S. 308, BayRS 2133-1-I), das zuletzt 
durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2015 (GVBl. 
S. 296) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu Art. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 2 Auswärtige Dienstleister“. 

b) Die Angaben zum Siebten Teil werden wie 
folgt gefasst: 

„Siebter Teil 
(aufgehoben) 

Art. 31  (aufgehoben)“. 

c) Nach Art. 33 wird folgende Angabe eingefügt: 

„Art. 33a Übergangsregelung“. 

d) In der Angabe zu Art. 34 wird das Wort 
„ , Übergangsbestimmung“ gestrichen. 

2. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Abs. 1 bis 3 werden jeweils vor dem 
Wort „eingetragen“ die Wörter „oder eine ent-
sprechende Liste eines anderen Landes“ ein-
gefügt. 

b) Es wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Die Art. 12 bis 13b und 16 des Bayeri-
schen Berufsqualifikationsfeststellungsgeset-
zes (BayBQFG) finden entsprechende An-
wendung.“ 

                                                           
1
 Die §§ 1 und 2 dieses Gesetzes dienen der Umsetzung der Richt-

linie 2005/36/EG in der am 1. Juni 2017 geltenden Fassung. 

3. Art. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 2 
Auswärtige Dienstleister 

(1) 
1
Personen, die im Ausland niedergelassen 

sind oder ihren Beruf überwiegend dort ausüben 
und die sich zu einer vorübergehenden und gele-
gentlichen Dienstleistungserbringung gemäß Art. 3 
nach Bayern begeben (auswärtige Dienstleister), 
müssen das erstmalige Tätigwerden der nach den 
Art. 4 bis 6 zuständigen Kammer vorher schriftlich 
anzeigen. 

2
Die Kammer trägt sie in gesonderte 

Verzeichnisse ein und erteilt hierüber eine fünf 
Jahre gültige Bestätigung, die auf Antrag um je-
weils höchstens fünf Jahre verlängert wird. 

3
Aus-

wärtige Dienstleister haben die jeweiligen Berufs-
pflichten zu beachten und sind hierfür wie Mitglie-
der der jeweiligen Kammer zu behandeln. 

4
Die 

Sätze 1 und 2 gelten nicht für Personen, die über 
eine Satz 2 entsprechende Bestätigung einer an-
deren deutschen Architekten- oder Ingenieurekam-
mer verfügen. 

(2) 
1
Auswärtige Dienstleister dürfen die Be-

rufsbezeichnung oder eine Wortverbindung nach 
Art. 1 ohne Eintragung in die jeweilige Liste nach 
den Art. 4 bis 6 nur führen, wenn 

1. sie hinsichtlich der Berufsbezeichnungen 

a) nach Art. 1 Abs. 1 die Voraussetzungen 
des Art. 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 oder des 
Art. 4 Abs. 3, 

b) nach Art. 1 Abs. 2 die Voraussetzungen 
des Art. 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 4 oder 

c) nach Art. 1 Abs. 3 die Voraussetzungen 
des Art. 6 Abs. 2 Nr. 2 und 3  

erfüllen und 

2. eine deutsche Architekten- oder Ingenieure-
kammer ihnen dies bestätigt hat. 

2
Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für auswärtige Dienstleister, 

die die Voraussetzungen des Art. 4 Abs. 3 erfül-
len. 

(3) Das Führen der Berufsbezeichnung kann 
in entsprechender Anwendung des Art. 7 unter-
sagt werden. 

(4) 
1
Das Recht nach Art. 7 Abs. 3 der Richtli-

nie 2005/36/EG, die Berufsbezeichnung des Nie-
derlassungsstaats zu führen, bleibt unberührt. 
2
Die Berufsbezeichnung ist so zu führen, dass 

keine Verwechslung mit Berufsbezeichnungen 
nach Art. 1 möglich ist.“ 
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4. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Bauwerken“ 
die Wörter „unter besonderer Beachtung der 
die Sicherheit der Nutzer und der Öffentlich-
keit betreffenden Gesichtspunkte“ eingefügt. 

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und nach dem 
Wort „Auftraggebers“ werden die Wörter 
„ , Arbeitgebers oder Dienstherrn“ einge-
fügt. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Zu den Berufsaufgaben können auch 

Sachverständigen-, Lehr-, Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten sowie sonstige 
Dienstleistungen bei der Vorbereitung und 
Steuerung von Planungs- und Baumaß-
nahmen, bei der Nutzung von Bauwerken 
sowie die Wahrnehmung der damit ver-
bundenen sicherheits- und gesundheits-
technischen Belange gehören.“ 

c) Es wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) 
1
Kennzeichen der beruflichen Tätigkeit 

der in den Abs. 1 bis 5 genannten Personen 
ist die geistig-schöpferische Bewältigung der 
Berufsaufgaben unter Berücksichtigung ihrer 
Vielschichtigkeit insbesondere auch im Hin-
blick auf technisch-funktionale, sozioökonomi-
sche, baukulturelle, rechtliche und ökologische 
Belange. 

2
Die Tätigkeit berücksichtigt die Be-

dürfnisse der Auftraggeber und des Gemein-
wesens und achtet dabei das architektonische 
Erbe sowie die natürlichen Lebensgrundla-
gen.“ 

5. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Wörter „(freiberuflich, 
angestellt, beamtet oder in der Bauwirtschaft 
tätig)“ durch die Wörter „– freiberuflich, ange-
stellt, beamtet oder in der Bauwirtschaft tätig –“ 
ersetzt. 

b) Die Abs. 2 bis 6 werden wie folgt gefasst: 

„(2) In die Architektenliste ist auf Antrag 
einzutragen, wer  

1. Wohnsitz, Niederlassung oder überwie-
gende berufliche Beschäftigung in Bayern 
hat, 

2. ein Studium an einer deutschen Hoch-
schule, an einer deutschen öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Ingenieurschu-
le oder Akademie oder an einer dieser 
gleichwertigen deutschen Lehreinrichtung 
erfolgreich abgeschlossen hat, das 

a) den Anforderungen von Art. 46 Abs. 2 
der Richtlinie 2005/36/EG entspricht 
und auf Architektur im Sinn von Art. 3 
Abs. 1 ausgerichtet ist, eine Regelstu-

dienzeit von mindestens acht Semes-
tern in Vollzeit aufweist und mit dem 
bei Anwendung des ECTS-Systems 
mindestens 240 Punkte erworben 
werden können, 

b) auf Innenarchitektur im Sinn des Art. 3 
Abs. 2 ausgerichtet ist, eine Regelstu-
dienzeit von mindestens sechs Se-
mestern in Vollzeit aufweist und mit 
dem bei Anwendung des ECTS-Sys-
tems mindestens 180 Punkte erwor-
ben werden können oder 

c) auf Landschaftsarchitektur im Sinn des 
Art. 3 Abs. 3 ausgerichtet ist, eine Re-
gelstudienzeit von mindestens sechs 
Semestern in Vollzeit aufweist und mit 
dem bei Anwendung des ECTS-Sys-
tems mindestens 180 Punkte erwor-
ben werden können, 

und 

3. eine nachfolgende praktische Tätigkeit in 
der betreffenden Fachrichtung von min-
destens zwei Jahren ausgeübt hat, die auf 
den während des Studiums erworbenen 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompeten-
zen aufbaut. In der Fachrichtung Architek-
tur muss die praktische Tätigkeit unter Be-
aufsichtigung einer berufsangehörigen Per-
son oder der Architektenkammer absol-
viert werden (Berufspraktikum). Ein im Aus-
land absolviertes Berufspraktikum wird von 
der Architektenkammer anerkannt, soweit 
es den Vorgaben nach Art. 18 Abs. 2 Nr. 9 
entspricht. 

(3) In der Fachrichtung Architektur gelten 
als mit den Anforderungen des Abs. 2 Nr. 2 
und 3 gleichwertig die nach den Art. 21, 46 
und 47 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbin-
dung mit deren Anhang V Nr. 5.7.1 bekannt 
gemachten oder als entsprechend anerkann-
ten Berufsqualifikationsnachweise sowie die 
Nachweise nach den Art. 23, 48 und 49 der 
Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren 
Anhang VI. 

(4) 
1
Im Anwendungsbereich des Art. 10 

Buchst. b, c, d und g der Richtlinie 2005/36/EG 
erfüllt die Voraussetzungen  

1. nach Abs. 2 Nr. 2, wer einen gleichwerti-
gen Studienabschluss an einer ausländi-
schen Hochschule oder an einer sonstigen 
ausländischen Einrichtung nachweisen 
kann, 

2. nach Abs. 2 Nr. 2 und 3, wer vorbehaltlich 
der Abs. 5 und 6 

a) über einen Berufsqualifikationsnach-
weis verfügt, der in einem anderen Mit-
glieds- oder Vertragsstaat im Sinn des 
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Art. 5 Abs. 6 Satz 3 BayBQFG erfor-
derlich ist, um dort die Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung zu er-
halten, oder 

b) denselben Beruf in den vorhergehen-
den zehn Jahren ein Jahr lang in Voll-
zeit oder während einer entsprechen-
den Gesamtdauer in Teilzeit in einem 
anderen Mitglieds- oder Vertragsstaat, 
der diesen Beruf nicht reglementiert, 
ausgeübt hat und einen Befähigungs- 
oder Ausbildungsnachweis besitzt, der 
bescheinigt, dass der Inhaber auf die 
Ausübung des betreffenden Berufs 
vorbereitet wurde. 

2
Für die Anerkennung nach Satz 1 Nr. 2 müs-

sen die übrigen Anforderungen an die Befähi-
gungs- oder Ausbildungsnachweise nach 
Art. 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt sein; 
dabei sind Ausbildungsgänge oder -nachweise 
im Sinn der Art. 3 Abs. 3 und Art. 12 der Richt-
linie 2005/36/EG gleichgestellt. 

3
Die Berufser-

fahrung gemäß Satz 1 Nr. 2 Buchst. b ist nicht 
erforderlich, wenn der Befähigungs- oder Aus-
bildungsnachweis gemäß Satz 1 Nr. 2 Buchst. b 
einen reglementierten Ausbildungsgang im 
Sinn des Art. 3 Abs. 1 Buchst. e der Richtlinie 
2005/36/EG bestätigt.  

(5) 
1
Wenn sich die Berufsqualifikation der 

antragstellenden Person im Sinn von Art. 14 
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG wesentlich 
von den Eintragungsvoraussetzungen nach 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 unterscheidet, können we-
sentliche Abweichungen in den Ausbildungs-
inhalten des Studiums und der praktischen Tä-
tigkeit nach Abs. 2 Nr. 2 und 3 durch einen 
höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang 
oder eine Eignungsprüfung ausgeglichen wer-
den. 

2
Entspricht der Ausbildungsnachweis dem 

Qualifikationsniveau des Art. 11 Buchst. a der 
Richtlinie 2005/36/EG, hat die antragstellende 
Person sowohl einen Anpassungslehrgang als 
auch eine Eignungsprüfung abzulegen; in der 
Fachrichtung Architektur kann die Architekten-
kammer die Eintragung versagen. 

3
In den Fäl-

len von Art. 10 Buchst. c und Art. 11 Buchst. b 
der Richtlinie 2005/36/EG erfolgt die Überprü-
fung der Fähigkeiten der antragstellenden Per-
son durch Eignungsprüfung. 

4
Im Übrigen hat 

die antragstellende Person die Wahl zwischen 
der Teilnahme an einem Anpassungslehrgang 
oder einer Eignungsprüfung. 

(6) 
1
Die Architektenkammer prüft vor der 

Entscheidung über die Ausgleichsmaßnahme, 
ob die von der antragstellenden Person durch 
Berufspraxis oder lebenslanges Lernen erwor-
benen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die hierfür von einer einschlägigen 
Stelle formell als gültig anerkannt wurden, we-

sentliche Unterschiede in den Ausbildungsin-
halten des Studiums und der praktischen Tä-
tigkeit nach Abs. 2 Nr. 2 und 3 ausgleichen. 
2
Art und Umfang einer Ausgleichsmaßnahme 

sind gegenüber der antragstellenden Person 
hinreichend zu begründen; insbesondere ist 
die antragstellende Person zu informieren 
über das Niveau der verlangten und der vor-
handenen Berufsqualifikation nach Art. 11 der 
Richtlinie 2005/36/EG sowie die wesentlichen 
Unterschiede in den Ausbildungsinhalten, die 
nicht durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kom-
petenzen nach Satz 1 ausgeglichen werden 
können. 

3
Ist eine Eignungsprüfung erforder-

lich, ist sicherzustellen, dass diese spätestens 
sechs Monate nach Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung über die Verpflichtung abgelegt 
werden kann. 

4
Die Prüfung erstreckt sich auf 

ausgewählte Sachgebiete, deren Kenntnis ei-
ne wesentliche Voraussetzung für die Führung 
der Berufsbezeichnung darstellt. 

5
Die Archi-

tektenkammer bewertet abschließend das Er-
gebnis der Ausgleichsmaßnahme im Hinblick 
auf die Anerkennung der Berufsqualifikation.“ 

c) Abs. 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Ist die Eintragung in einem anderen 
Land nur gelöscht worden, weil die Wohnung 
oder berufliche Niederlassung in diesem Land 
aufgegeben worden ist, ist eine antragstellen-
de Person innerhalb eines Jahres nach Lö-
schung aus der Liste ohne Prüfung der Befä-
higung nach Abs. 2 in die Liste ihrer Fachrich-
tung einzutragen.“ 

6. Art. 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. nach den Vorschriften des Bayeri-
schen Ingenieurgesetzes (BayIngG) be-
rechtigt ist, die Berufsbezeichnung „In-
genieurin“ oder „Ingenieur“ zu führen,“. 

bb) In Nr. 3 werden nach dem Wort „hat“ die 
Wörter „ , die auf den während des Studi-
ums nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 BayIngG er-
worbenen Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Kompetenzen aufbaut,“ eingefügt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„
3
Art. 4 Abs. 1 und 2 BayIngG gilt entspre-

chend.“ 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und das Wort 
„gelten“ wird durch das Wort „gilt“ ersetzt. 

7. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Wörter „(freiberuflich, 
angestellt, beamtet oder in der Bauwirtschaft 
tätig)“ durch die Wörter „– freiberuflich, ange-
stellt, beamtet oder in der Bauwirtschaft tätig –“ 
ersetzt. 
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b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) In die Stadtplanerliste ist auf Antrag 
einzutragen, wer 

1. Wohnsitz, Niederlassung oder überwie-
gende berufliche Beschäftigung in Bayern 
hat, 

2. ein Studium an einer deutschen Hoch-
schule, an einer deutschen öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Ingenieurschu-
le oder Akademie oder an einer dieser 
gleichwertigen deutschen Lehreinrichtung 
erfolgreich abgeschlossen hat, das auf 
Stadtplanung im Sinn von Art. 3 Abs. 4 
ausgerichtet ist, eine Regelstudienzeit von 
mindestens sechs Semestern in Vollzeit 
aufweist und mit dem bei Anwendung des 
ECTS-Systems mindestens 180 Punkte 
erworben werden können, und 

3. danach eine mindestens zweijährige prak-
tische Tätigkeit ausgeübt hat, die auf den 
während des Studiums erworbenen Kennt-
nissen, Fähigkeiten und Kompetenzen 
aufbaut.“ 

c) In Abs. 3 werden die Wörter „Art. 4 Abs. 6 
bis 8 gelten“ durch die Wörter „Art. 4 Abs. 4 
bis 8 gilt“ ersetzt. 

8. In Art. 7 Abs. 1 wird die Angabe „Abs. 3 Satz 4“ 
durch die Angabe „Abs. 1 Satz 2“ ersetzt. 

9. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Sie sind zuständige Stellen im Sinn der 

Richtlinie 2005/36/EG.“ 

b) Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. a) in die Liste Beratender Ingenieure ein-
getragen ist, ohne im Bauwesen tätig 
zu sein, oder 

b) im Bauwesen tätig ist, ohne in die Liste 
Beratender Ingenieure eingetragen zu 
sein, und berechtigt ist, nach den Vor-
schriften des Bayerischen Ingenieur-
gesetzes die Berufsbezeichnung „In-
genieurin“ oder „Ingenieur“ zu führen.“ 

c) Es wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Die Aufsicht über die Kammern und 
deren Eintragungsausschüsse führt das 
Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-
kehr nach den Vorschriften der Gemeindeord-
nung, soweit durch Gesetz oder Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist.“ 

10. Art. 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 wird das Wort „behindertengerechte“ 
durch das Wort „barrierefreie“ ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 6 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) In Nr. 7 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

cc) Es werden die folgenden Nrn. 8 und 9 an-
gefügt: 

„8. die Berufsqualifikationen zu überprü-
fen und anzuerkennen sowie Aus-
gleichsmaßnahmen anzuordnen und 
zu bewerten und 

 9. die während der praktischen Tätigkeit 
sowie der begleitenden Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahmen zu bearbeiten-
den Mindestaufgaben und Mindestin-
halte festzulegen sowie Berufspraktika 
zu beaufsichtigen und zu bewerten.“ 

11. Art. 18 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 6 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) In Nr. 7 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

cc) Es werden die folgenden Nrn. 8 bis 10 an-
gefügt: 

„8. das vor der vorübergehenden Erbrin-
gung von Dienstleistungen zu beach-
tende Verfahren, 

 9. die Inhalte der praktischen Tätigkeit im 
Sinn von Art. 4 Abs. 2 Nr. 3, Art. 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Art. 6 Abs. 2 
Nr. 3 einschließlich erforderlicher Fort-
bildungsmaßnahmen, deren Bewer-
tung, sowie die Organisation, Aner-
kennung und Überwachung von im 
Ausland erbrachten Teilen des Berufs-
praktikums und 

10. das Nähere zu den Ausgleichsmaß-
nahmen nach Art. 4 Abs. 5 und 6 so-
wie Art. 5 Abs. 2 Satz 3 einschließlich 
des Verfahrens.“ 

b) In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2 
Nrn. 1 bis 5“ durch die Wörter „Abs. 2 Nr. 1 
bis 5 und 8 bis 10“ ersetzt. 

12. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und in Satz 2 
wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen. 
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13. In Art. 22 Abs. 2 wird die Angabe „Nr. 3“ durch die 
Angabe „Nr. 3, 8 und 9“ ersetzt und werden die 
Wörter „im Zusammenhang mit der Listeneintra-
gung“ gestrichen. 

14. In Art. 26 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 2 sowie 
Art. 27 Abs. 1 Nr. 5 wird jeweils die Angabe „Abs. 3 
Satz 3“ durch die Angabe „Abs. 1 Satz 2“ ersetzt. 

15. In Art. 30 Satz 1 wird nach dem Wort „Heilberufe-
Kammergesetzes“ die Angabe „(HKaG)“ eingefügt 
und wird nach der Angabe „Art. 88 Abs. 2 und 3“ 
die Angabe „HKaG“ eingefügt. 

16. Der Siebte Teil wird aufgehoben. 

17. Art. 32 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2. 

18. Art. 33 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 33 
Rechtsverordnungen 

Das Staatsministerium des Innern, für Bau 
und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung Vorschriften zu erlassen über  

1. das Verfahren vor den Eintragungsausschüs-
sen, insbesondere die vorzulegenden Unterla-
gen,  

2. die Zusammensetzung der Eintragungsaus-
schüsse,  

3. ausbildungsbezogene Eintragungsvorausset-
zungen im Sinn von Art. 4 Abs. 2 Nr. 2 und 
Art. 6 Abs. 2 Nr. 2 im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst, 

4. das Verfahren bei der Erfüllung der Aufgaben 
nach Art. 22 Abs. 2.“ 

19. Nach Art. 33 wird folgender Art. 33a eingefügt: 

„Art. 33a 
Übergangsregelung 

Für Personen, die sich am 31. Juli 2017 in ei-
nem Studium oder einer praktischen Tätigkeit be-
finden, die den Anforderungen der Art. 4 bis 6 in 
der bis zum 31. Juli 2017 geltenden Fassung ent-
sprechen, sind die Art. 4 Abs. 2, Art. 5 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 3 und Art. 6 Abs. 2 in der bis zum 31. Juli 
2017 geltenden Fassung bis längstens 1. August 
2019 weiter anzuwenden.“ 

20. Art. 34 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Über-
gangsbestimmung“ gestrichen. 

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Art. 33a tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2020 außer Kraft.“ 

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 

§ 2  
Änderung des Dolmetschergesetzes 

Das Dolmetschergesetz (DolmG) in der in der 
Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 300-12-1-J) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch § 1 Nr. 320 der Verordnung vom 22. Juli 2014 
(GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In Art. 3 Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22) in der je-
weils geltenden Fassung“ gestrichen. 

2. In Art. 9 Abs. 4 werden die Wörter „des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (ABl EU Nr. L 255 S. 22) in der jeweils 
geltenden Fassung“ gestrichen. 

3. In Art. 13 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „zwei 
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt. 

 

§ 3  
Änderung der Zuständigkeitsverordnung 

Die Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16. Juni 
2015 (GVBl. S. 184, BayRS 2015-1-1-V), die zuletzt 
durch § 2 der Verordnung vom 7. März 2017 (GVBl. 
S. 31) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 98 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 98a  Bayerische Architektenkammer und Baye-
rische Ingenieurekammer-Bau“. 

2. Nach § 98 wird folgender § 98a eingefügt: 

„§ 98a 
Bayerische Architektenkammer und  
Bayerische Ingenieurekammer-Bau 

Für die Verfolgung und Ahndung von Zuwi-
derhandlungen nach 

1. Art. 32 Abs. 1 des Baukammerngesetzes, 

2. § 37 der Verordnung über die Prüfingenieure, 
Prüfämter und Prüfsachverständigen im Bau-
wesen sowie 

3. Art. 79 Abs. 2 Nr. 4 BayBO 

sind je nach Zuständigkeit zur Listenführung die 
Bayerische Architektenkammer und die Bayeri-
sche Ingenieurekammer-Bau zuständig.“ 

 

§ 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2017 in Kraft.  
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Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 


